
Aktenzeichen: 8 AZR 963/93
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 18. Mai 1995

- 8 AZR 963/93 -
I. Arbeitsgericht 

Chemnitz
Urteil vom 19. März 1993 
- 5 Ca 5013/91 -

II. Landesarbeitsgericht 
Chemnitz

Urteil vom 08. November 1993 
- 7 (1) Sa 100/93 -

Für die Amtliche Sammlung 
Für die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv

Nein
Ja
Nein

Entscheidungsstichwort:
Abberufung eines Bürgermeisters nach AGB-DDR

Gesetz:
KommVerfG 1990 § 30; AGB-DDR §§ 62, 64, 66; Sächsisches 
KommBeamtVorschaltG § 3 Abs. 6 Satz 1

Leitsatz:
Bei der Abberufung eines Bürgermeisters nach § 30 des Geset­
zes. über die Selbstverwaltung der Gemeinden und Landkreise in 
der DDR vom 17. Mai 1990 (KommVerfG 1990) waren bis zum 
31. Dezember 1991 die bis zu diesem Zeitpunkt nach dem Eini­
gungsvertrag weitergeltenden Vorschriften der §§ 62 ff. AGB- 
DDR über die Abberufung eines Arbeitnehmers, dessen Arbeits­
verhältnis durch Wahl begründet worden war, anzuwenden.
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8 AZR 963/93
7 (1) Sa 100/93 Chemnitz

Verkündet am 
18. Mai 1995

Im Hamen des Volkes!

Höhmann, U r t e i l
Reg.-Hauptsekretärin als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle In Sachen

PP.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 18. Mai 1995 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Prof. Dr. Ascheid, die Richter Dr, Wittek und Dr. Müller- 
Glöge sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Krause und Schallmeyer 
für Recht erkannt:
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Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Chemnitz vom 8. November 
1993 - 7 (1) Sa 100/93 - wird mit der Maßgabe zu­
rückgewiesen, daß der Tenor des Urteils des Lan­
desarbeitsgerichts wie folgt neu gefaßt wird:
Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Chemnitz vom 19. März 1993 - 5 Ca 
5013/91 - wird mit der Maßgabe zurückgewiesen, 
daß der Tenor des arbeitsgerichtlichen Urteils 
wie folgt neu gefaßt wird:
Der Vollstreckungsbescheid des Arbeitsgerichts 
Chemnitz vom 31. August 1991 wird hinsichtlich 
der Hauptforderung aufrechterhalten. Im übrigen 
(Zinsausspruch) wird er aufgehoben. Die Beklagte 
wird darüber hinaus verurteilt, an den Kläger 
3.271,71 DM zu zahlen.
Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte verpflichtet 
ist, dem Kläger für die Zeit ab 6. Juli 1991 Dienstbezüge als 
Bürgermeister zu zahlen.

Der 1946 geborene Kläger war Bürgermeister der Beklagten. Er 
war gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Selbstverwal­
tung der Gemeinden und Landkreise in der DDR vom 17. Mai 1990 
(GBl. I S. 255) - fortan KommVerfG 1990 - vom Gemeinderat der Be­
klagten zum Bürgermeister gewählt worden. Am 5. Juli 1991 be­
schloß der Gemeinderat in öffentlicher Sitzung in Anwesenheit des 
Klägers einstimmig, den Kläger als Bürgermeister gemäß § 30 Komm-
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VerfG 1990 abzuberufen. Dem Kläger wurde am 6. September 1991 ein 
Auszug des Beschlußprotokolls ausgehändigt. Es hat folgenden In­
halt:

"Beschluß-Nr.: 118/91:
Der Gemeinderat beschließt die Abberufung des 
Bürgermeisters, Herrn F , gemäß § 30 der
Kommunalverfassung.
Abstimmung: dafür 15 

dagegen

Mit Schreiben des Vorstehers des Gemeinderats vom 27. Sep­
tember 1991 kündigte die Beklagte für den Fall, daß die Abberu­
fung nicht wirksam sein sollte, das Dienstverhältnis des Klägers 
als Bürgermeister außerordentlich, hilfsweise ordentlich zum 
31. Dezember 1991.

Der Kläger hat. die Auffassung vertreten, seine Abberufung 
sei nicht ordnungsgemäß erfolgt. Der ihm am 6. September 1991 
übergebenen schriftlichen Abberufung fehle die Angabe der Gründe 
nach § 64 Abs. 2 AGB-DDR. Im übrigen sei die Abberufung nicht 
fristlos ausgesprochen worden, so daß nach § 62 Abs. 2 AGB-DDR 
eine Frist von einem Monat gelte. Die Beklagte müsse ihm daher 
für die Zeit vom 6. Juli 1991 bis 6. Oktober 1991 die Dienstbezü­
ge nachbezahlen.

Gegen die Beklagte ist ein Vollstreckungsbescheid über 
8.523,42 DM nebst Zinsen ergangen. Nach Einspruch der Beklagten 
hat der Kläger, soweit in der Revision noch von Bedeutung, bean-
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tragt,
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die Beklagte zu verurteilen, an ihn für den Zeit­
raum vom 6. Juli 1991 bis 6. Oktober 1991 entgan­
gene Bezüge in Höhe von 11,795,13 DM brutto zu 
zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Sie hat die Auffassung vertreten, der Kläger sei am 5. Juli 
1991 ordnungsgemäß nach § 30 KommVerfG 1990 als Bürgermeister ab­
berufen worden. Damit sei auch der zwischen den Parteien still­
schweigend vereinbarte Dienstvertrag beendet worden. Die §§ 62 
ff. AGB-DDR fänden keine Anwendung, da die Regelungen des Komm­
VerfG als Sondervorschriften dem AGB-DDR vorgingen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Mit 
der Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag 
weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet. Dei~ Kläger 
kann von der Beklagten für den Zeitraum vom 6. Juli 1991 bis 
6. Oktober 1991 Nachzahlung der Bezüge als Bürgermeister verlan­
gen. Das Beschäftigungsverhältnis der Parteien ist jedenfalls 
nicht vor dem 6. Oktober 1991 beendet worden.
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1, Die Abberufung des Klägers richtet sich nach § 30 KommVerfG 
1990 i.V.m. §§ 62 ff. AGB-DDR.

a) Nach dem in der ehemaligen DDR bis zum 16. Mai 1990 gelten­
den Recht wurden die Bürgermeister von den örtlichen Volksvertre­
tungen nach § 7 Abs. 1 Buchst, f des Gesetzes über die örtlichen 
Volksvertretungen in der DDR vom 4. Juli 1985 (GBl. I S. 213)
- künftig GÖV - gewählt und abberufen. Für die Beendigung des 
durch Wahl begründeten Arbeitsrechtsverhältnisses war das Verfah­
ren nach den §§ 62 ff. AGB-DDR zu beachten. Die fristgemäße Abbe­
rufung war grundsätzlich unter Einhaltung einer Frist von minde­
stens einem Monat auszusprechen. Sie bedurfte ebenso wie die 
fristlose Entlassung der Schriftform unter Angabe der Gründe. 
Beide Erfordernisse waren Wirksamkeitsvoraussetzungen für eine 
Abberufung (vgl. Thiel/Kunz, Arbeitsrecht, 1986, S. 147).

b) Durch das KommVerfG 1990 vom 17. Mai 1990 wurde das GÖV mit 
diesem Tage aufgehoben (§§ 103, 102 KommVerfG 1990). Nach § 27 
Abs. 2 KommVerfG wird der Bürgermeister durch die Mehrheit aller 
Mitglieder der Gemeindevertretung gewählt. Nach § 30 KommVerfG 
1990 kann der Bürgermeister durch Beschluß, der der Mehrheit von 
zwei Dritteln aller Mitglieder der Gemeindevertretung bedarf, ab­
berufen werden. Das KommVerfG regelt damit wie das GÖV nur die 
Wahl- und Abberufungszuständigkeit sowie die erforderlichen Mehr­
heiten. Über Formen und Fristen der Abberufung enthält das Komm­
VerfG 1990 ebenso wie das GÖV keine Vorschriften.

Nach dem Einigungsvertrag blieben die §§ 62 bis 66 AGB-DDR 
für eine Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 1991 in Kraft (Anla-
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ge II Kapitel VIII Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Buchst, c). 
Damit waren bis zu diesem Zeitpunkt für Abberufungen von Bürger­
meistern nach § 30 KommVerfG 1990 weiterhin die Verfahrensvor­
schriften der §§ 62 ff. AGB-DDR einzuhalten.

c) Für die 1991 erklärte Abberufung des Klägers war das Gesetz 
zur vorläufigen Regelung des Beamtenrechts der kommunalen Wahlbe­
amten und der kommunalen Beamten im Freistaat Sachsen vom 
31. Juli 1992 (Sächsisches GVB1. S. 369) - KomBeamtVorschaltG - 
nicht anzuwenden. Dieses Gesetz ist erst am 15. September 1992 in 
Kraft getreten. Die Beklagte kann sich daher auch nicht mit Er­
folg auf § 3 Abs. 6 Satz 1 KomBeamtVorschaltG berufen, wonach 
kommunale Wahlbeamte, die gemäß § 30 KommVerfG 1990 abberufen 
werden, mit Ablauf des Tages ausscheiden, an dem die Abberufung 
beschlossen wird. Der Kläger war nicht kommunaler Wahlbeamter 
nach diesem 1991 noch nicht in Kraft getretenen Gesetz.

2. Das Beschäftigungsverhältnis des Klägers endete nach §§ 62 
ff. AGB-DDR nicht vor dem 6. Oktober 1991. Dies hat das Landesar­
beitsgericht richtig entschieden.

a) Das Landesarbeitsgericht hat die Abberufung des Klägers zu­
treffend nach den Vorschriften der §§ 62 ff. AGB-DDR überprüft, 
auf die in § 66 Satz 2 AGB-DDR verwiesen wird. Nach dieser Norm 
gelten für eine vorzeitige Beendigung eines durch Wahl begründe­
ten Arbeitsverhältnisses sinngemäß die Bestimmungen über die Ab­
berufung nach §§ 62 ff. AGB-DDR mit Ausnahme der §§ 63 Abs. 1 
Satz 2, 64 Abs. 2 Satz 2 und 65.
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b) Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht danach angenommen, daß 
das Beschäftigungsverhältnis des Klägers nicht mit dem Abberu­
fungsbeschluß am 5. Juli 1991 beendet wurde. Auch wenn der Kläger 
in der Gemeinderatssitzung anwesend war, erfüllt der Beschluß, 
der dem Kläger an diesem Tage nicht schriftlich übergeben wurde, 
nicht das Schrifterfordernis (§ 66 Satz 2 i.V.m. § 64 Abs. 2 Satz 
1 AGB-DDR).

c) Auch die Aushändigung des Abberufungsbeschlusses an den Klä­
ger am 6. September 1991 löste das Beschäftigungsverhältnis des 
Klägers nicht auf. Damit war zwar die Schriftform erfüllt, es 
fehlte jedoch an der ebenfalls in § 64 Abs. 2 Satz 1 AGB-DDR vor­
geschriebenen Angabe der Gründe für die Abberufung. Die schrift­
liche Begründung der Abberufung ist Wirksamkeitsvoraussetzung 
(vgl. Thiel/Kunz, aaO).

Im übrigen hätte die Aushändigung des Abberufungsbeschlusses 
am 6. September 1991 das Beschäftigungsverhältnis des Klägers al­
lenfalls mit Ablauf des 6. Oktober 1991 beenden können, da für 
Abberufungen nach § 62 Abs. 2 AGB-DDR eine Frist von einem Monat 
gilt. Eine fristlose Abberufung, die nach § 62 Abs. 3 AGB-DDR nur 
wegen schwerwiegender Verletzung von Arbeitspflichten oder 
staatsbürgerlichen Pflichten zulässig ist, kann nicht angenommen 
werden. Weder der Abberufungsbeschluß noch dessen Mitteilung an 
den Kläger enthalten einen Hinweis auf eine fristlose Abberufung 
oder eine entsprechende Begründung.

d) Schließlich konnte auch das Kündigungsschreiben vom 27. Sep­
tember 1991 das Beschäftigungsverhältnis des Klägers nicht vor
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dem 6. Oktober 1991 beenden. Das Schreiben enthält zwar die Er­
klärung der fristlosen Kündigung unter Angabe von Gründen. Das 
Schreiben ist aber nach den von der Revision nicht angegriffenen 
Feststellungen des Landesarbeitsgerichts dem Kläger frühestens am 
6. Oktober 1991 zugegangen.

3. Damit hat der Kläger Anspruch auf die der Höhe nach unstrei­
tigen Dienstbezüge für die Zeit vom 6. Juli 1991 bis 6. Oktober 
1991. Da über einen Teilbetrag ein Vollstreckungsbescheid vor­
liegt, war der Tenor des Urteils des Landesarbeitsgerichts neu zu 
fassen.

4. Die Beklagte hat die Kosten ihrer erfolglosen Revision gemäß 
§ 97 Abs. 1 ZPO zu tragen.

Ascheid Dr. Wittek Müller-Glöge
Krause Ma. Schallmeyer
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